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Friederike Mayröcker hat ihren langjährigen Partner Ernst Jandl bis zuletzt gepflegt. Nach 
dessen Tod wurde sie gefragt, ob es denn nicht deprimierend sei, mit ansehen zu müssen, 
wenn ein Mensch, der nichts mehr halten kann, nach und nach seine Würde verliert. Ihre 
Antwort: Er hat in dieser Phase an Würde gewonnen (Requiem für Ernst Jandl). 

Die ethischen Fragen am Lebensanfang und am Lebensende stehen in intensiver Wechsel-
wirkung mit dem Problem des Umgangs mitten im Leben: Zugang zu medizinischer Behand-
lung und Leistung, soziale Lebensbedingungen, Bildung als wichtige Grundlage für Lebens-
chancen, Vorsorge im Alter, Sicherheit, Frieden, Asyl und Migration. Was um die Lebensrän-
der gesellschaftlich besprochen wird, ist ein Signal für das, was uns künftig auch in der  
Lebensmitte betreffen kann. Bis in die Gegenwart werden Todesstrafe und Präventivkriege 
gerechtfertigt. Sie führen zu unsäglichen Leiden durch die Tötung von Tausenden und Aber-
tausenden, vor allem auch von Kindern. Die Gefahr ist nicht von der Hand, dass Menschen-
würde auf Gesundheit, Tüchtigkeit, Jugendlichkeit, Souveränität, wirtschaftliche Brauchbarkeit 
und Effizienz oder auch Sportlichkeit und Schönheit reduziert wird. Aber Würde und Lebens-
recht dürfen nicht abgestuft werden.  

 

Sterbebegleitung: Ein Leben in Würde bis zuletzt 

Ein humaner Sterbebeistand, der diesen Namen verdient, verfolgt das Ziel, einem sterbenden 
Mitmenschen Raum für die Annahme seines eigenen Todes zu gewähren. Sie belässt ihm das 
Recht auf das eigene Sterben – nicht nach der Art der manipulierten Selbsttötung, sondern im 
Sinn einer bewussten Annahme des Todes. Von Seiten der ÄrztInnen, Pflegekräfte und der 
Angehörigen soll dies durch wirksame Schmerzlinderung, aufmerksame medizinische Pflege 
und mitmenschliche Nähe unterstützt werden. Ein wichtiges Dokument der internationalen 
Staatengemeinschaft, die Charta des Europarates zum „Schutz der Menschenrechte und der 
Würde unheilbar Kranker und Sterbender“ aus dem Jahre 1999, proklamiert deshalb ausdrück-
lich, dass sich die unverletzbare Würde des Menschen über alle Phasen des Lebens erstreckt 
und daher auch den Anspruch auf ausreichenden Schutz und wirksame Unterstützung und 
Hilfe beim Sterben umfasst. In ihrer letzten Bestimmung fordert die Charta ausdrücklich, dass 
der Respekt vor der Würde Sterbender absichtliche Tötungshandlungen niemals legitimieren 
kann. 

Dieses integrale Verständnis einer medizinischen, menschlichen und geistlich-religiösen 
Sterbebegleitung beruht freilich auf einer anthropologischen Voraussetzung: Das Sterben ist 
nicht einfach das Ende, sondern selbst ein Teil des Lebens. Im Tod geht es um die Vollendung 
des Lebens, die vom Menschen nicht nur passiv erlitten, sondern, soweit es die Umstände des 
eigenen Sterbens erlauben, bewusst angenommen werden soll. Wie ein Mensch stirbt und wie 
er diese letzte Aufgabe erfüllt, sagt etwas aus über die Art seines Lebens, so wie umgekehrt 
in sozial-ethischer Perspektive der Umgang unserer Gesellschaft mit den Sterbenden in ihrer 
Mitte etwas von ihrer humanen Qualität erkennen lässt. (E. Schockenhoff) 

 



 
 
 
 
 
  

Einander anvertraut1  

Anfang und Ende des menschlichen Lebens, Geburt und Sterben, sind ausgezeichnete 
Momente. Unabhängig von einer religiösen Dimension machen sie uns bewusst, dass wir uns 
das Leben nicht selbst gegeben haben. Zudem sind wir als Christen überzeugt, dass uns Gott 
mit dem Leben auch die Freiheit gab. Nicht als Marionetten, sondern als freie Menschen haben 
wir den Auftrag, Verantwortung zu übernehmen und Sorge zu tragen – für uns selbst, für 
unsere Nächsten, für das Wohlergehen der gesamten Menschheitsfamilie und für das „Haus“ 
der Schöpfung. Die Gebote Gottes sind Wegweisungen zu einem Leben in größerer 
Achtsamkeit und Wertschätzung. Eines davon lautet unmissverständlich: „Du sollst nicht 
töten!“. Es ist weltweit in verschiedensten Rechtsordnungen rezipiert und bietet eine 
fundamentale Orientierung. 

 

Assistenz zum Leben  

Sollte es nicht unser gemeinsames Anliegen sein, den Selbstwert des Menschen in jeder 
Phase seines Lebens hochzuhalten, statt ihn einer – vielleicht sogar selbst auferlegten – 
Leistungslogik zu opfern? Wenn Menschen Todeswünsche äußern, so meinen sie in den 
allermeisten Fällen nicht, dass sie nicht mehr leben wollen, sondern dass sie „so“ nicht mehr 
leben wollen. Im Wesentlichen geht es darum, menschliche Nähe zu schenken, Schmerzen 
zu lindern und eine tatsächliche Autonomie zu gewährleisten. Wir müssen Einsamkeit 
bekämpfen und auch Angehörige in dieser herausfordernden Situation entlasten. Es geht 
darum, Todeswünsche ernst zu nehmen und trotzdem innerhalb schwieriger Umstände ein 
Mindestmaß an Lebens-Zuversicht zu vermitteln. All das ist Teil einer notwendigen Begleitung 
für ein tatsächlich „menschenwürdiges Sterben“. Was es also wirklich braucht, ist eine 
Assistenz zum Leben, aber keine Hilfestellung zur Selbsttötung. In Lebenskrisen, bei großer 
Leiderfahrung oder angesichts eines greifbar werdenden Todes zeigen sich die Grenzen der 
Selbstbestimmung.  

Die Erfahrung lehrt: Wir brauchen einander! Der Mensch ist ein soziales Wesen, immer 
abhängig und empfänglich für die Erwartungen und Wertzuschreibungen der ihn umgebenden 
Menschen. Diese Abhängigkeit prägt alle Entscheidungen, bewusst oder unbewusst. Ebenso 
sind wir vom Eintritt ins Leben bis hinein in die letzte Lebensphase auf die Unterstützung 
anderer Menschen angewiesen, von ihrem Wohlwollen und ihrer Zuwendung. Dies 
anzunehmen, befreit vor Überheblichkeit und macht uns demütiger und dankbarer. Österreich 
hat schon bisher versucht, eine generationenübergreifende Solidarität praktisch zu 
ermöglichen und den Bedürfnissen der Menschen gerade am Lebensende zu begegnen.  

Der flächendeckende Ausbau einer Palliativ- und Hospizversorgung, die allen bis ans 
Lebensende zur Verfügung steht, muss sichergestellt werden. Ebenso dringend notwendig 
sind der Ausbau der psychosozialen Begleitung für Krisensituationen und ein Schulterschluss 
gegen die „Epidemie der Einsamkeit“. 

Es wird häufig suggeriert, dass ein würdiges Lebensende nur durch eine vorzeitige 
Beendigung des Lebens möglich wäre. Das spiegelt aber nicht im Geringsten wider, dass wir 
mit der Palliativmedizin vielfältige Möglichkeiten haben, um ein würdiges Lebensende zu 
begleiten. 

 

                                                
1 Einander anvertraut. Assistenz zum Leben und nicht Hilfe zur Selbsttötung. Erklärung der katholischen Bischöfe 

Österreichs zum Tag des Lebens, 1. Juni 2021. 



 
 
 
 
 
  

Wahrung der Menschenwürde  

Mit der gefährlichen Proklamation als „Akt der Selbstbestimmung“ holt man den Suizid zwar 
aus der Tabuzone, nimmt aber die dahinterstehenden Krisen in ihrer existentiellen Bedeutung 
nicht ernst. Wir wissen aus Begegnungen mit Sterbenden, dass gerade die letzte 
Lebensphase zum Segen werden kann. Vielfach sind wichtige Begegnungen und Momente 
von Versöhnung noch möglich. Außerdem setzt eine propagierte Option zur Selbsttötung all 
jene unter Druck, die sich dem Leben bis zum Eintritt des natürlichen Todes stellen und dabei 
auf die Hilfe anderer angewiesen sind. Auch sie hätten doch gemäß der gefährlichen Logik 
der Euthanasie die Möglichkeit, ihrem Leben „eigenmächtig“ ein Ende zu setzen. Wie kann 
also verhindert werden, dass der Mensch sich selbst zum Objekt einer „Wegwerfkultur“ (Papst 
Franziskus) degradiert, wenn er sich nicht mehr leistungsstark, unabhängig oder gesund 
genug empfindet? Die Würde eines Menschen einzig und allein von seiner Existenz abhängt 
– und nicht davon, ob ihm diese von wem auch immer zu- oder abgesprochen wird. Sie ist in 
Gott begründet.  

 

Dienst am Lebensende  

Die hochtechnisierte Intensivmedizin unserer Zeit hat bekanntlich die Möglichkeit, den 
Zeitpunkt des Todes künstlich zu verzögern. Ob sie damit immer zum Wohl des Patienten 
handelt, muss hinterfragt werden. Bei einem unvermeidlich bevorstehenden Tod ist es 
durchaus legitim, auf einen weiteren medizinischen Einsatz zu verzichten, der nur eine 
schwache und schmerzhafte Verlängerung des Lebens bewirken könnte. Die Veränderung 
des Therapieziels wird in diesen Fällen ausdrücklich begrüßt. Es geht um das Unterlassen 
nicht sinnvoller, unverhältnismäßiger Therapieversuche – bei einer bleibenden Sorge um eine 
sensible Schmerzbehandlung der anvertrauten Patienten. In allen Pflegeeinrichtungen wie 
auch Hospiz- und Palliativstationen sollen Menschen am Lebensende mit bestmöglicher 
fachlicher und menschlicher Zuwendung begleitet werden. Niemand soll mit Schmerzen oder 
einsam sterben müssen.  

Ärzte und Angehörige der Gesundheitsberufe sollen weiterhin ausschließlich dem Leben 
dienen dürfen. Zum Leben gehört das Sterben, aber nicht das Töten. Assistierter Suizid darf 
daher niemals als ärztliche Leistung oder sonst eine Leistung eines Gesundheitsberufes 
verstanden werden. Ist es zumutbar, dass es auch für jemanden, der bei einer Selbsttötung 
assistiert hat, früher oder später zu einer belastenden Erkenntnis kommen kann, am Tod eines 
Menschen beteiligt gewesen zu sein?  

 

Erwartungen an den Gesetzgeber  

Aus unserer Sicht hat die bisherige Rechtslage am Lebensende in Österreich dem Anliegen 
Rechnung getragen, dass jeder Mensch es wert ist, geschützt zu werden. Wir appellieren 
daher an den Gesetzgeber, Maßnahmen zu setzen, die verhindern sollen, dass aus der 
rechtlichen Möglichkeit zum assistierten Suizid ein „inneres Sollen“ wird. Dazu gehören aus 
unserer Sicht jedenfalls: Absicherung und Ausbau der Suizidprävention. Suizidprävention 
muss weiterhin das erklärte staatliche Gesundheitsziel bleiben. Suizide sind existentielle 
Tragödien, sie reißen tiefe Wunden in den Hinterbliebenen. Zur Suizidprävention zählen auch 
die flächendeckende, wohnortnahe und leistbare Palliativ und Hospizversorgung sowie 
psychosoziale Begleitung in Krisensituationen für alle, die sie brauchen, bis hin zu einem 
Rechtsanspruch. 



 
 
 
 
 
  

Niemand darf zur direkten oder indirekten Mitwirkung an einem Suizid gedrängt werden – 
weder als Privatperson noch als organisatorische Einheit wie etwa Krankenhausträger oder 
Pflegeheime.  

 

Absicherung des Verbots der Tötung auf Verlangen  

Der VfGH hat bisher noch nicht das „Verbot der Tötung auf Verlangen“ aufgehoben – ein 
Umstand, der von Seiten der Politik mehrheitlich begrüßt wurde. Dieses Verbot sollte deshalb 
mit einer Verfassungsmehrheit im Parlament abgesichert werden. 

+ Manfred Scheuer 
Bischof von Linz 


